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Drucksache 3270 


Der Präsident des Bundesrates 


Berlin, den 8. März 1957 


Abschrift 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß das 

Gesetz zur Errichtung einer Stiftung „Preu- 
ßischer Kulturbesitz“ und zur Übertragung 
von Vermögenswerten des ehemaligen Landes 
Preußen auf die Stiftung 

- Drucksachen 3104, 1670 - 

nach Ansicht des Bundesrates seiner Zustimmung bedarf. 

Der Bundesrat hat in seiner 173. Sitzung am 8. März 1957 be- 
schlossen, dem vom Deutschen Bundestag am 21. Februar 1957 
verabschiedeten Gesetz gemäß Artikel 84 Abs. 1, 105 Abs. 3 und 
135 Abs. 5 des Grundgesetzes mit der aus der Anlage ersichtlichen 
Begründung nicht zuzustimmen. 

Der Bundesrat bedauert, daß die Bundesregierung die Aufforderung 
der Länder Baden-Württemberg, Berlin, Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein, sich 
an der Verwaltungsvereinbarung vom 7. Juli 1955 über den preu- 
ßischen Kulturbesitz zu beteiligen, abgelehnt hat. Der Bundesrat 
bittet die Bundesregierung, ihre Stellungnahme erneut zu über- 
prüfen mit dem Ziele, zu einer freiwilligen Zusammenarbeit mit 
den genannten sieben preußischen Nachfolgeländern zu gelangen. 

gez. Dr. Sieveking 


Berlin, den 8. März 1957 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 22. Februar 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



BUNDESRAT 


Anlage 


Begründung 

des Bundesrates zur Versagung der Zustimmung 


Der Bundesrat hat den Regierungsentwurf 
dieses Gesetzes beim 1. Durchgang aus fach- 
lichen, politischen und verfassungsrechtlichen 
Gründen abgelehnt. 

Aus den gleichen Gründen ist auch die Ab- 
lehnung des Gesetzesbeschlusses des Bundes- 
tages vom 21. Februar 1957 geboten, mit 
dem die Regierungsvorlage ohne wesentliche 
Änderungen angenommen worden ist. 

1. Es besteht kein Bedürfnis für eine bundes- 
gesetzliche Regelung, da alle notwendigen 
Maßnahmen zur Pflege des Preußischen 
Kulturbesitzes in befriedigender Weise von 
den Ländern getroffen werden können und 
bereits getroffen werden. Die sieben preu- 
ßischen N achf olgeländer Baden- Württem- 
berg, Berlin, Hessen, Niedersachsen, Nord- 
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schles- 
wig-Holstein haben am 7. Juli 1955 eine Ver- 
waltungsvereinbarung abgeschlossen, auf 
Grund deren sie den sogenannten verlagerten 
Preußischen Kulturbesitz gemeinsam verwal- 
ten und finanzieren. 

Diese Verwaltungsvereinbarung hat sich be- 
währt. Die übernommenen Kulturgüter 
werden im Geiste der Tradition des Preußi- 
schen Kulturbesitzes gepflegt und ergänzt. 
Die Schaffung eines neuen Rechtsträgers in 
Form einer Stiftung ist nicht Voraussetzung 
für eine organische Entwicklung des Kultur- 
besitzes. Die Ergänzung der Bestände durch 
Neuerwerbungen, auf die allein es entschei- 
dend ankommt, ist ohne Schwierigkeiten 
möglich und wird laufend durchgeführt. So 
haben beispielsweise die Länder die Bestände 
der Preußischen Staatsbibliothek (Westdeut- 
sche Bibliothek) allein seit der Währungs- 
reform um rund 112 000 Bände vermehrt 
und damit auf einen Stand gebracht, der der 
Bedeutung und dem Ansehen dieser Ein- 
richtung Rechnung trägt. 


Der Verkauf und der Tausch von Gegen- 
ständen des vorhandenen Kulturbesitzes wird 
überhaupt nur in ganz seltenen Fällen und 
nur dann in Betracht kommen, wenn es sich 
um Mehrstücke oder um Gegenstände von 
geringerem Wert handelt und wenn die Ab- 
gabe zur Vermehrung und Verbesserung des 
Kulturbesitzes notwendig ist. Mit dieser Be- 
schränkung sind auch die Länder auf Grund 
ihrer Treuhandstellung im Rahmen der lau- 
fenden Verwaltung dazu berechtigt. 

Durch die Verwaltungsvereinbarung wird 
gerade den Interessen Berlins in besonderem 
Maße Rechnung getragen. In Übereinstim- 
mung mit dem Bundestagsbeschluß vom 27. 
Januar 1955 — Drucksachen 1066, 839 — 
ist schon der überwiegende Teil des Kunstbe- 
sitzes aus den ehern. Staatlichen Museen nach 
Berlin zurückgeführt worden; weitere Teile 
des ehern. Preußischen Kulturbesitzes werden 
folgen, sobald in Berlin die notwendigen 
Unterbringungsmöglichkeiten zur Verfügung 
stehen. 

Auch die Tatsache, daß das Land Berlin in 
Ausführung der Vereinbarung im eigenen 
Namen Neuerwerbungen mit Mitteln der 
Länder treuhänderisch durchführt, zeigt, daß 
es ein besonderes Anliegen der Länder ist, 
die Verbindung der ehern. Preußischen Kul- 
turgüter mit dem Land Berlin zu wahren. 
Die in dem vorliegenden Gesetz vorgesehene 
Regelung, wonach auch bodenständiges Kul- 
turgut, das bereits auf Grund des Artikels 135 
GG in das Eigentum des Landes Berlin über- 
gegangen ist, nunmehr auf die Stiftung über- 
tragen werden soll, wie z. B. das Museum 
Dahlem in Berlin, würde wenig glücklich sein. 

Unter diesen Umständen ist es weder not- 
wendig noch vertretbar, durch ein Gesetz 
für die Verwaltung des Kulturbesitzes eine 
neue selbständige Einrichtung der Bundes- 


2 



Verwaltung mit dem damit verbundenen 
Apparat von Bundesbediensteten und den 
zwangsläufigen Sach- und Personalkosten zu 
schaffen. 

Der Bundesrat ist auch der Ansicht, daß im 
gesamtdeutschen Interesse eine Eigentums- 
regelung für den Preußischen Kulturbesitz 
erst getroffen werden sollte, wenn die ehern, 
preußischen Gebietsteile außerhalb des Ge- 
bietes der Bundesrepublik hierbei mitwirken 
können. Bis dahin ist die Verwaltungsverein- 
barung als die bessere Lösung anzusehen. 

2. Das Gesetz muß auch aus verfassungs- 
rechtlichen Gründen abgelehnt werden. 

Sein wesentlicher Inhalt besteht darin, eine 
Stiftung des öffentlichen Rechts zu errichten, 
die Rechtsträger des in § 2 des Gesetzes be- 
zeichneten Preußischen Kulturbesitzes sein 
und diesen Kulturbesitz verwalten soll. 

Diese Regelung findet in Artikel 135 GG 
keine Grundlage. Artikel 135 Abs. 4 GG 
sieht lediglich eine von den Absätzen 1 bis 3 
abweichende Verteilung von Vermögens- 
werten auf bereits vorhandene Rechtsträger 
vor, ermächtigt jedoch nicht den Bund, einen 
neuen Rechtsträger zu schaffen. 

Die neu zu errichtende Stiftung würde, wie 
auch von der Bundesregierung eingeräumt 
wird, eine Verwaltungseinrichtung des Bun- 
des sein. Nach dem Grundgesetz sind aber 
für die Kulturverwaltung ausschließlich die 
Länder zuständig. Die Errichtung der Stif- 
tung ist demnach verfassungsrechtlich unzu- 
lässig. Sie kann weder auf Artikel 135 GG 


noch auf Artikel 87 GG noch auf sonstige 
Bestimmungen des Grundgesetzes gestützt 
werden. 

Im einzelnen wird hierzu auf den Beschluß 
des Bundesrates beim 1. Durchgang am 6. Mai 
1955 — Drucksadle 1670 Anlage 3 — Be- 
schluß — Bezug genommen, von dem abzu- 
weichen auch im Hinblick auf die Stellung- 
nahme der Bundesregierung zu diesem Be- 
schluß kein Anlaß besteht (vgl. auch Bonner 
Kommentar, Erläuterung zu Artikel 135 
GG, II 6 d). 

3. Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich, 
wie bereits beim 1. Durchgang geltend ge- 
macht, aus Artikel 84 Abs. 1, 105 Abs. 3 
und 135 Abs. 5 GG. Hierzu wird auf den 
oben erwähnten Beschluß des Bundesrates 
Bezug genommen, der jedoch wie folgt er- 
gänzt wird: 

a) Durch das Gesetz sollen Verwaltungsauf- 
gaben von bestehenden Landesverwal- 
tungseinrichtungen auf eine Verwaltungs- 
einrichtung des Bundes übergeführt wer- 
den. Diese Maßnahme kann nicht ohne 
mitwirkendes Verwaltungshandeln der 
Länder durchgeführt werden, so daß sich 
auch aus diesem Gesichtspunkt die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit des Gesetzes nach 
Artikel 84 Abs. 1 GG ergibt. 

b) § 21 des Gesetzes trifft eine Teilregelung 
über die Auseinandersetzung im Sinne des 
Artikels 135 Abs. 5 GG, die auf Grund 
dieser Verfassungsbestimmung nur mit 
Zustimmung des Bundesrates vorgenom- 
men werden kann. 
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